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Bundeskanzler Schröder in Prag 
 

Bundeskanzler Gerhard Schröder besuchte am 5. September 2003 die tsche-

chische Hauptstadt. Diese Reise war bereits im März 2002 fest vereinbart ge-

wesen, wurde aber dann kurzfristig von deutscher Seite abgesagt. Damals hat-

te Ministerpräsident Miloš Zeman (ČSSD) für diplomatische Verstimmungen 

gesorgt, als er die Sudetendeutschen als „Hitlers fünfte Kolonne“ bezeichnete. 

In Prag war sich die politische Führung des Stellenwertes des Besuchs des 

Bundeskanzlers bewusst. Staatspräsident Václav Klaus verschob deshalb so-

gar eine geplante Reise nach Italien.  

„Man darf die Vergangenheit nicht verdrängen, sondern sollte aus ihr lernen“, 

erklärte der Bundeskanzler am Freitag in Prag. Die Vergangenheit dürfe aber 
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nicht die Zukunft verbauen, fügte er hinzu. Er unterstrich, dass die „Irritationen“ 

nun ausgeräumt wären und das Verhältnis zwischen beiden Ländern „nach 

vorn gerichtet“ sei.  

Mit Staatspräsident Václav Klaus und Ministerpräsident Vladimír Špidla 

(ČSSD) sprach er hauptsächlich über den Verfassungsentwurf des EU-

Konvents. Schröder warnte nachdrücklich vor einem „Aufschnüren“ des „Kom-

promisspakets“. Der Erweiterungsprozess der EU dürfe nicht gefährdet wer-

den, so der Bundeskanzler. 

 

Kurz vor der Reise des Bundeskanzlers nach Prag sprach auch der deutsche 

Außenminister das EU-Thema an. Ende August 2003 besuchte Außenminister 

Fischer die tschechische Metropole für einen Tag und konferierte u.a. mit sei-

nem Amtskollegen Cyril Svoboda (KDU-ČSL). Der deutsche Außenminister 

äußerte sich auch zum „Zentrum gegen Vertreibungen“ und wies auf den Zu-

sammenhang zwischen nationalsozialistischer Machtergreifung und den Nach-

kriegsereignissen hin. Es gehe, so Fischer, nicht um Vertreibung, sondern in 

Wahrheit um deutsche Selbstzerstörung. Die Erklärung von Fischer wurde von 

dem Bundesvorsitzenden der Sudetendeutschen Landsmannschaft, Bernd 

Posselt MdEP, als Verbiegung der geschichtlichen Wahrheiten scharf kritisiert. 

Fischer stärke damit „…die ewig gestrigen in Prag und fällt jenen Tschechen in 

den Rücken, die sich um eine ehrliche Aufarbeitung der Vergangenheit bemü-

hen“, so die Presseerklärung von Posselt vom 27.08.2003. 

Im Mittelpunkt des Treffens der beiden Außenminister stand jedoch der EU-

Verfassungsentwurf. In einigen kritischen Punkten vertritt Tschechien eine an-

dere Meinung als die deutsche Seite. So plädiert Svoboda für eine Stärkung 

der kleineren und mittleren Staaten. Fischer hielt dem entgegen, dass es in der 

erweiterten EU eine Mehrheit der kleinen Staaten geben werde, aber in nur 

sechs Ländern 80% der EU-Bevölkerung leben würden.  

In diesem Zusammenhang wurde in Berlin auch die gemeinsame Initiative des 

tschechischen Ministerpräsidenten und des österreichischen Kanzlers sehr 

skeptisch beurteilt, die Vertreter von 15 kleineren und mittleren EU-Mitglied- 

und Beitrittsländern nach Prag einzuladen, um eine Abstimmung des Vorge-

hens hinsichtlich der künftigen EU-Verfassung im Rahmen der nächsten Re-

gierungskonferenz in Rom vorzunehmen.  
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Fischer hatte bei seinem Besuch davor gewarnt, das vom Konvent ausgehan-

delte Paket aufzuschnüren. Das Treffen am 1. September 2003 in Prag, das 

dann letztlich doch ohne die Vertreter der Benelux-Staaten stattfand, diente 

aber in erster Linie nur dem Informationsaustausch, konkrete Ergebnisse wur-

de nicht vereinbart. 

 

Auf das Thema eines europäischen Verfassungsentwurfes kamen auch Bun-

deskanzler Schröder und Ministerpräsident Špidla zu sprechen. Vladimír Špidla 

sieht ebenfalls noch Klärungsbedarf bei der Frage „ein Land, ein Kommissar“, 

will aber mit „Rücksicht auf das Gesamtinteresse ergebnisorientiert verhan-

deln“. Staatspräsident Klaus sagte nach dem Gespräch mit Schröder, dass er 

das Verhältnis zwischen größeren und kleineren Ländern nicht als grundsätzli-

ches Problem der EU-Erweiterung an sehe. Gegenüber Senatspräsident Petr 

Pithart versprach Schröder, die maximal sieben Jahre Übergangsfrist für Ar-

beitnehmer aus den neuen EU-Staaten im Jahre 2006 zu überprüfen. Pithart 

äußerte gegenüber dem Bundeskanzler, dass viele Tschechen diese Frist als 

„Diskriminierung“ auffassen würden.  

 

In Anwesenheit von Vladimír Špidla zeichneten tschechische Opferverbände 

den Bundeskanzler für seine Verdienste hinsichtlich der Entschädigung von 

etwa 75.000 tschechischen NS-Zwangsarbeitern mit einer Bronzeplakette aus. 

Von der Bundesstiftung erhält Tschechien rund 216,5 Millionen Euro (Gesamt-

summe fünf Milliarden Euro). Schröder äußerte, er sei „gerührt“ von der ihm 

zuteil gewordenen Ehrung. Mit der Entschädigung habe man den Betroffenen 

wenigstens etwas Genugtuung verschafft, wenn auch ihr Leid nicht zu mindern 

sei, so Schröder. Ministerpräsident Špidla bezeichnete das deutsch-

tschechische Verhältnis als das beste in der gemeinsamen langen Geschichte. 

 

Über das umstrittene „Zentrum gegen Vertreibungen“ wurde nur am Rande ge-

sprochen. Der tschechische Ministerpräsident schlug vor, dies in einem neutra-

len Land, wie etwa Schweden, einzurichten. Zur Frage einer humanitären Ges-

te Tschechiens gegenüber den Sudetendeutschen sprach der Bundeskanzler 

von „Anzeichen“ auf der tschechischen Seite.  
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Tschechische Pressereaktionen über den Kanzlerbesuch  
 

Für die großen Tageszeitungen Tschechiens war der Kanzlerbesuch das 

Hauptthema auf den Titelseiten. Eine ausführliche Berichterstattung wurde 

durch Kommentare ergänzt: 

Mit einiger Skepsis kommentiert die auflagenstärkste Tageszeitung Tsche-

chiens, „Mladá Fronta Dnes“ (6.9.2003), die optimistische Botschaft von Bun-

deskanzler Schröder und des tschechischen Ministerpräsidenten, die deutsch-

tschechischen Beziehungen seien auf dem höchsten Niveau ihrer langjährigen 

Geschichte. Eine „Idylle“ würde zwischen den beiden Ländern keineswegs be-

stehen. Vor allem sei es an der Zeit, über die Fragen der Vergangenheit „offen 

und aufrichtig“ zu diskutieren. „Ja muss ja bedeuten und nein nein“, forderte 

der Kommentator. 

Die Tageszeitung „Lidové Noviny“ (6.9.2003) wiederum unterstrich, dass das 

erreichte Niveau der bilateralen Beziehungen nicht ein Verdienst der Spitzen-

politiker sei, sondern viel mehr Ergebnis unzähliger Partnerschaften von Städ-

ten, Gemeinden und Vereinen sowie der hervorragenden wirtschaftlichen Be-

ziehungen.  

Die linke Tageszeitung „Právo“ (6.9.2003) stellt zufrieden fest, dass die 

„deutsch-tschechische Verstimmung“ überwunden sei.  

 

Tschechische Regierung vor dem Aus? 
 

Ende Juli 2003 verlor die tschechische Regierung durch den Austritt des sozi-

aldemokratischen Abgeordneten Josef Hojdar aus der ČSSD-Fraktion ihre 

Mehrheit im Abgeordnetenhaus. Bislang konnte der sozialdemokratische Re-

gierungschef Špidla mit einer Stimme Mehrheit regieren. Gemeinsam mit den 

Christdemokraten (KDU-ČSL) und der Freiheitsunion-Demokratische Union 

(US-DEU) kam die Regierungskoalition auf 101 der 200 Sitze im Abgeordne-

tenhaus. Die Opposition setzt sich aus der „bürgerlichen“ ODS und den Kom-

munisten (KSČM) zusammen.  

Der Austritt Hojdars bringt den Regierungschef gleich aus mehreren Gründen 

in Schwierigkeiten. Für die anstehende Abstimmung über die Finanzreform 

braucht der Ministerpräsident jede Stimme. Eine ausreichende Mehrheit wird er 

aber nur erreichen können, wenn an einigen Gesetzen noch Änderungen vor-
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genommen werden. Das forderte ein Teil der linken Sozialdemokraten, zu de-

nen auch Hojdar gehört. Špidla sieht zwar wenig Spielraum für ein Entgegen-

kommen der Regierung, hat aber dennoch einige Korrekturen zugesagt. Mögli-

che Änderungen der Reformgesetze werden aber von Finanzminister Sobotka 

(ČSSD) generell abgelehnt. Der ČSSD-Vorsitzende hat mit dem Nachgeben 

gegenüber seinen Parteifreunden nicht nur die Koalitionspartner verärgert, 

sondern muss jetzt auch seine eigene Fraktion auf Kurs bringen.  

Die „Hospodářské Noviny“ (Wirtschaftszeitung) (28.8.2003) warnte die ČSSD 

bereits Ende August 2003 indirekt vor der Gefahr, an innerparteilichen Zwistig-

keiten zu zerbrechen: „Die heutige Situation kann eine Bedrohung für das 

Team um Špidla werden, wenn es den Sozialdemokraten nicht gelingt, ihre 

Streitereien zu beenden“. 

 

Außer den koalitionsinternen Problemen gerät der Regierungschef auch durch 

die Opposition in Bedrängnis. Der ODS-Vorsitzende Mirek Topolánek kündigte 

schon einen Tag nach dem Fraktionsaustritt Hojdars an, unter Einschluss aller 

legalen Mittel die Regierung zu stürzen und Anfang September 2003 einen 

Misstrauensantrag gegen die Regierung stellen zu wollen.  

Vergangene Woche unterstütze das Führungsgremium der ODS ein solches 

Vorgehen. Beantragt werden kann ein Misstrauensantrag von 50 Abgeordne-

ten. Mit 58 Abgeordneten ist die ODS auch ohne Hilfe der Kommunisten dazu 

in der Lage. „Wir werden nicht solange warten, bis die Regierung von selbst 

zerbricht“, erklärte der stellv. ODS-Vorsitzende Jan Zahradil der tschechischen 

Tageszeitung „Lidové Noviny“ (6. September 2003). Die Regierung und ihre 

Finanzreform sei insgesamt schlecht, so Zahradil. Ein Datum für den Misstrau-

ensantrag hat die ODS noch nicht genannt. Dies wird nach der Sitzung des 

Führungsgremiums der ODS am 22. September 2003 geschehen, so Jan Zah-

radil.  

Das Einzige, was die ODS noch von diesem Schritt abhalten könnte, wäre ein 

von der Regierung selbst gestellter Misstrauensantrag. Das schloss Špidla je-

doch gegenüber den Medien bereits aus. 

Rein rechnerisch würde die ODS von Neuwahlen am meisten profitieren. Denn 

laut Umfragen würde die bürgerliche Partei derzeit rund 33% der Wählerstim-

men auf sich vereinen können (Umfrage des Meinungsforschungsinstitutes 
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STEM, 28. August 2003). Voraussetzung ist aber, dass sich die jetzigen Koali-

tionspartner der Sozialdemokraten auf ein konservatives Regierungsbündnis 

umschwenken.  

 

Nominierung des neuen Justizministers 
 

Staatspräsident Klaus ernannte Pavel Rychetský, den stellv. Ministerpräsiden-

ten und Justizminister der Regierung, zum Vorsitzenden des Verfassungsge-

richtes. Damit verlor das Kabinett von Vladimír Špidla die wichtigste Stütze für 

die auch von der EU geforderte Reform des Justizwesens. Einen Ersatz für 

Rychetský zu finden, fiel Ministerpräsident Špidla nicht leicht. Mehrere Kandi-

daten lehnten ab und der von ihm ausgewählte Vladimír Papež zog seine Kan-

didatur zurück. Ende Juli 2003 wurde nämlich bekannt, dass Papež im Januar 

dieses Jahres unter Alkoholeinfluss einen Autounfall verursachte. Seinen 

Rückzug begründete er damit, dass sich niemand für seine Pläne im Justizres-

sort, sondern nur für sein Verkehrsdelikt interessiert hätte. Ende August 2003 

schließlich wurde der ehemalige Vorsitzende der tschechischen Anwaltskam-

mer, Karel Čermák, als neuer Justizminister nominiert. 

Neben Verteidigungsminister Miroslav Kostelka wäre Karel Čermák dann der 

zweite Minister in Špidlas Kabinett ohne Parteizugehörigkeit.  

 

Pavel Tigrid gestorben 
 

Am 31. August 2003 starb Pavel Tigrid in seiner französischen Wahlheimat im 

Alter von 85 Jahren. Tigrid war maßgeblich an der Normalisierung der deutsch-

tschechischen Beziehungen in den neunziger Jahren beteiligt. Er war als Bera-

ter für die deutsch-tschechischen Beziehungen für Staatspräsident Havel tätig 

und später in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre als Ko-Vorsitzender des 

Koordinierungsrates des Deutsch-Tschechischen Gesprächsforums. 

 

 

Prag, den 8. September 2003   Frank Spengler/ Anneke Müller 


